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Besteuerung von Zuwendungen und Betriebsveranstaltungen
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Zum Jahresabschluss wird es traditionell etwas fest­
licher, weshalb viele Unternehmen in dieser Zeit ihre 
Weihnachtsfeiern veranstalten. Wie immer ist eine 
zeitnahe steuerliche Auswertung von Geschenken 
und Betriebsveranstaltungen besonders wichtig,  
um später teure Überraschungen mit Prüfern des 
Finanzamtes und der Sozialversicherungsträger zu 
vermeiden. Hierzu verweisen wir auf unsere Lohn­
information aus dem Juni 2024 und weisen auf 
folgende wichtige Aspekte hin:

Geschenke an Arbeitnehmer aus einem beson­
deren persönlichen Anlass und mit einem Wert 
bis maximal 60 EUR inkl. USt können als Auf­
merksamkeiten steuer- und beitragsfrei bleiben. 
Weihnachtsgeschenke und Neujahrsgrüße zählen 
jedoch nicht dazu, da es an dem persönlichen 
Anlass fehlt. Solche Geschenke müssen, wenn 
sie nicht unter die Sachbezugsfreigrenze fallen 
können, individuell oder pauschal versteuert und  
verbeitragt werden.
Laut Gesetz dürfen Arbeitgeber pro Jahr bis zu 
zwei Betriebsveranstaltungen für jeweils bis zu 
110 EUR (inkl. USt) pro Arbeitnehmer steuer- und 
sozialversicherungsfrei ausrichten. Werden diese 

Freibeträge überschritten, kann der übersteigende 
Betrag pauschal versteuert werden. Geschieht 
diese Pauschalierung nicht zeitnah (spätestens 
bis 28. Februar 2026), sind zwingend auch Sozial­
versicherungsbeiträge zu berechnen. 
Darüber hinaus zählen zu den Zuwendungen bei 
solchen Veranstaltungen nicht nur Speisen und 
Getränke, sondern auch Eintrittskarten, Musik, 
Übernachtungen, Fahrtkosten, Geschenke und 
sogar Kosten für Begleitpersonen. Deshalb ist es 
wichtig, alle Aufwendungen sorgfältig zu erfassen 
und zügig abzurechnen. Eine Teilnehmerliste wird 
benötigt, um die Freibeträge korrekt zu berechnen.
Weiterhin können sich aufgrund der Zuwendungen 
an Arbeitnehmer und an Geschäftsfreunde um­
satzsteuerliche Konsequenzen ergeben (Ausschluss 
des Vorsteuerabzuges oder die Versteuerung eines 
Sachbezuges).
So führt im Fall der Betriebsveranstaltungen das 
Überschreiten des Betrages von 110 EUR (inkl. USt) 
pro teilnehmenden Arbeitnehmer zum Ausschluss 
des Vorsteuerabzuges (Freigrenze).

So sorgt man für gute Laune auf der Feier – und beim 
Finanzamt.

Erhöhung des Mindestlohnes 

Ab dem 1. Januar 2026 wird der gesetzliche Mindest­
lohn in Deutschland von aktuell 12,82 EUR auf  
13,90 EUR brutto je Zeitstunde angehoben. Eine 
weitere Erhöhung auf 14,60 EUR folgt am 1. Januar 
2027.

Auswirkungen auf Minijobs und den Übergangs­
bereich (Midijobs)

Die monatliche Verdienstgrenze für Minijobs steigt 
durch die neue Mindestlohnhöhe zum 1. Januar 

2026 automatisch von bislang 556,00 EUR auf 
603,00 EUR und zum 1. Januar 2027 weiter auf 
633,00 EUR.  
Der sozialversicherungsrechtliche Übergangs­
bereich (Midijob/Gleitzone) verschiebt sich mit 
der neuen Minijob-Grenze ebenfalls: Er beginnt 
ab 2026 bei 603,01 EUR (2027: 633,01 EUR) statt  
bisher 556,01 EUR und endet weiterhin bei  
2.000 EUR. 
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Erhöhung wichtiger Sozialversicherungsrechengrößen3.

Mit dem Jahreswechsel steigen neben dem Mindest­
lohn auch die Sozialversicherungsrechengrößen. Die 
neuen Grenzwerte hat das Bundeskabinett in der 
Sozialversicherungsrechengrößen-Verordnung 2026 
beschlossen. Die Wichtigsten stellen wir kurz vor.

Beitragsbemessungsgrenzen
Ab Januar 2026 steigt die Beitragsbemessungs­
grenze zur Kranken- und Pflegeversicherung von 
aktuell 5.512,50 EUR monatlich (66.150,00 EUR 
jährlich) auf 5.812,50 EUR (69.750 EUR jährlich).
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Darüber hinaus steigt die Beitragsbemessungs­
grenze zur Renten- und Arbeitslosenversiche­
rung von bisher 8.050,00 EUR monatlich  
(96.600,00 EUR jährlich) auf 8.450,00 EUR pro 
Monat (101.400,00 EUR jährlich). 

Jahresarbeitsentgeltgrenze (JAEG)
Ein weiterer für die Lohnabrechnung sehr ent­
scheidender Wert ist die sogenannte Jahresarbeits­
entgeltgrenze (im Folgenden JAEG) bzw. Kranken­
versicherungspflichtgrenze. Die JAEG bestimmt, ab 
welchem Jahreseinkommen Beschäftigte nicht mehr 
gesetzlich krankenversicherungspflichtig sind und 
stattdessen die Möglichkeit haben, in die private 
Krankenversicherung zu wechseln. Unterschreiten 
Arbeitnehmer diese Grenze, tritt hingegen Ver­
sicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken- und 
Pflegeversicherung ein.

Ab dem 1. Januar 2026 wird die allgemeine JAEG  
von bisher 73.800,00 EUR auf 77.400,00 EUR erhöht. 
Die besondere JAEG für Arbeitnehmer, die am  
31. Dezember 2002 privat krankenversichert waren, 
steigt 2026 von 66.150,00 EUR auf 69.750,00 EUR. 
Diese vergleichsweise hohe Anhebung bedeutet,  
dass viele Arbeitsverhältnisse betroffen sein werden, 
vor allem jene, deren regelmäßiges Jahresarbeits­
entgelt bisher knapp an der Grenze lag.
Arbeitgeber und Personalverantwortliche sollten  
daher eine genaue Prüfung der regelmäßigen Jahres­
entgelte der individuellen Beschäftigungsverhältnisse 
vornehmen, um eine rechtssichere Beurteilung für 
den Arbeitgeber zu gewährleisten und 

Arbeitnehmer ggf. frühzeitig über eine eintretende 
Versicherungspflicht bzw.
die künftige Versicherungsfreiheit informieren zu 
können.

•

Elektronische Berücksichtigung der Daten zur privaten Kranken- und Pflegeversiche
rung im Lohnsteuerabzug

Ab dem 1. Januar 2026 wird das elektronische 
Verfahren über die Berücksichtigung der Daten zur 
privaten Kranken- und Pflegeversicherung (KV/PV) 
im Lohnsteuerabzug eingeführt. Dieses Verfahren 
löst die bisher notwendigen Papierbescheinigungen 
ab, was einen zusätzlichen Bürokratieaufwand auf 
Seiten der Arbeitgeber entfallen lassen soll und ist 
damit ein wichtiger Schritt in Richtung der digitalen 
Lohnabrechnung.
Im Rahmen des neuen Verfahrens zur elektronischen 
Übermittlung der Daten der KV/PV übermittelt das 
Versicherungsunternehmen die Art und Höhe der 
Beiträge (Lohnsteuerabzugsmerkmale der KV/PV) 
für das Folgejahr bis zum 20. November an das 
Bundeszentralamt für Steuern (BZSt). Das BZSt 
stellt diese Werte im Rahmen der elektronischen 
Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM) für den Abruf 
durch die Arbeitgeber bereit.

Änderungen für die Versicherten
Aufgrund des neuen Verfahrens ist keine Vorlage 
von Papierbescheinigungen der Versicherung mehr 
notwendig.
Neben der Durchführungsweise kann sich auch die 
Zuordnung der jeweiligen Beiträge ändern. Dies kann 
ab dem 1. Januar 2026 Auswirkungen auf die Höhe 
des Nettoeinkommens haben und ist z. B. der Fall, 

wenn Versicherungsnehmer und versicherte Person 
nicht einheitlich sind (z. B. gemeinsam versicherte 
Eheleute).
Genauso wie die bisherigen Papierbescheinigungen 
beinhaltet die elektronische Datenübermittlung zwei 
Beitragswerte:

die Beitragshöhe für den steuer- und sozialver­
sicherungsfreien Arbeitgeberzuschuss zur privaten 
KV/PV und
die Höhe des Basisbeitrags, der bei der Lohn­
steuer als Sonderausgaben (Minderung des zu 
versteuernden Einkommens) angerechnet werden 
kann.

Folgen für die Lohnabrechnung – keine Papier­
bescheinigungen einzureichen 

Ab 2026 brauchen Sie uns keine Bescheinigungen 
mehr zur Lohnabrechnung einreichen, da die 
notwendigen Werte über die ELStAM automatisch 
bereitgestellt werden.
Werden in Ausnahmefällen die KV/PV-Werte nicht 
oder nicht zutreffend für den Abruf bereitgestellt, 
sollten sich die Versicherten an die jeweilige Ver­
sicherung wenden, und uns nur in Einzelfällen 
übergangsweise die Papierbescheinigungen bereit­
stellen.

4.



3

•

•

•

•
•

•

•

Ab spätestens 1. Januar 2027 müssen alle Arbeit­
geber ergänzende Unterlagen zu den Entgeltunter­
lagen verpflichtend in elektronischer Form führen  
und archivieren. Es reicht nicht mehr, einzelne 
Dokumente nur als Scan oder einfaches PDF abzu­
legen; stattdessen gelten strukturierte Archivierung, 
Auffindbarkeit, unverzügliche Lesbarkeit, Revisions­
sicherheit sowie strenge Datenschutz- und Signatur­
vorgaben. Diese Regelung hängt auch damit zusam­
men, dass für Betriebsprüfungen durch die Deutsche 
Rentenversicherung alle erforderlichen Daten elektro­
nisch übermittelt werden müssen.

Welche Entgeltunterlagen sind elektronisch zu 
führen? 
Digital zu führende Entgeltunterlagen sind in § 8  
Abs. 2 BVV aufgelistet. Hierzu zählen insbesondere:

Bescheide von Krankenkassen über die Feststel­
lung der Versicherungspflicht
Arbeitszeitaufzeichnungen nach dem Mindest­
lohngesetz
Erklärungen von kurzfristig Beschäftigten über 
weitere kurzfristige Beschäftigungen
Immatrikulationsnachweise von Werkstudenten
Anträge auf Befreiung von der Rentenversiche­
rungspflicht (z. B. Minijobber)
Bescheinigungen zu Elternschaft, Entsendungen, 
Aufenthaltstitel und Pflegezeiten

Die Entgeltunterlagen, soweit sie nicht elektronisch 
aus der Abrechnung des Arbeitgebers entnommen 
werden können, sind dem Arbeitgeber von den 
zuständigen Stellen oder dem Beschäftigten in elek­
tronischer Form zur Verfügung zu stellen. 

Das bedeutet, dass der Arbeitgeber bereits vom 
Arbeitnehmer entsprechende Unterlagen elektro­
nisch einfordern kann und sollte.

Werden dem Arbeitgeber dennoch Dokumente in 
Papierform übermittelt, sind diese vom Arbeitgeber 
in ein elektronisches Format umzuwandeln. Die 
Originaldokumente sind bis zum bestandskräftigen 
Abschluss der Betriebsprüfung oder nach den für 
das Dokument geltenden weiteren gesetzlichen Vor­
schriften aufzubewahren.

Welche Anforderungen gibt es an die digitale Bereit­
stellung?

Jedes Dokument muss separat abgespeichert 
werden. Mehrere Dokumente dürfen nicht mehr in 
einer Datei zusammengefasst werden.

Die Ablage muss strukturiert, revisionssicher sowie 
maschinell auswertbar sein. 
Dies muss orts- und systemunabhängig möglich 
sein, weshalb nur Dateien im pdf-, jpeg-, bmp-, 
png- und tif-Format zugelassen sind.
Datensätze der Krankenkassen dürfen in der 
gelieferten Form gespeichert werden.
Änderungen müssen protokolliert und nachvoll­
ziehbar sein. 
Der Dateiname darf max. 64 Zeichen umfassen. 
Bestimmte Zeichen, Umlaute und auch der 
Buchstabe ß dürfen nicht verwendet werden. 
Dabei soll der Dateiname Rückschlüsse auf den 
Inhalt, den Namen des Arbeitnehmers sowie die 
zeitliche Zuordnung ermöglichen, zum Beispiel 
"immatrikulationsbescheinigung-muster_peter-
wintersemester_2025_26".
Dokumente mit gesetzlicher Schriftform (z. B. 
Arbeitsverträge, Abmahnungen) müssen mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur versehen 
werden, einfache Unterschriften sind digital nicht 
mehr ausreichend. 
Die Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorgaben  
ist zwingend erforderlich. 

Eine Befreiung von der Pflicht zur Bereitstellung 
digitaler Personalunterlagen war letztmals bis Ende 
2026 auf Antrag möglich. Ab dem 1. Januar 2027 gilt 
die Pflicht ausnahmslos für alle Unternehmen.

Wie können wir Sie hierbei unterstützen?
Für die Lohnabrechnung stellen Sie uns Unter­
lagen meist als Scan zur Verfügung. Diese haben 
wir bereits in der Vergangenheit revisionssicher  
und strukturiert in unserem elektronischen Archi­
vierungssystem abgelegt. Künftig wird das jedoch  
für Sie als Arbeitgeber nicht mehr ausreichend 
sein, denn auch der Arbeitgeber selbst hat die lohn­
relevanten Daten digital bereitzuhalten und ent­
sprechend bereitzustellen. 
Hierfür bieten sich externe HR-Tools an, die natür­
lich im besten Fall über eine DATEV-Schnittstelle 
verfügen sollten. Für kleinere Arbeitgeber ist jedoch 
die DATEV-eigene Lösung vollkommen ausreichend, 
um der Verpflichtung nachzukommen.  Über DATEV 
Personal können wir für Sie die Anwendung der  
DATEV Personalakte bestellen und über diese  
Anwendung mit Ihnen datenschutzkonform eine  
revisionssichere und strukturierte Personalakte 
bereitstellen. 

Pflicht zur Führung digitaler Entgeltunterlagen5.
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Wesentliche Vorteile der DATEV Personalakte sind:
Sie erfüllen Ihre gesetzliche Verpflichtung zur 
Führung digitaler Entgeltunterlagen,
die gemeinsame Datenbasis von Arbeitgeber und 
Lohnabrechner und 
für Sie die zeit- und ortsunabhängige Verfügbar­
keit aller Lohnunterlagen innerhalb der DATEV 
Personal-Umgebung.

Neben der Anwendung der DATEV Personalakte  
bietet DATEV in der Personal-Cloudlösung weitere 
sinnvolle digitale Anwendungen, wie z. B. die 
Bereitstellung der Lohnauswertungen inkl. einzelner 
Exportfunktionen  sowie den eAU-Abruf für den 
Arbeitgeber. 
Lassen Sie uns gern besprechen, wie wir unsere 
Zusammenarbeit mit diesen Anwendungen gemein­
sam optimieren und gleichzeitig dem Datenschutz 
gerecht werden können.
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